
An dieser Stelle soll nur darauf hingewiesen werden, 
daß im Jugendstrafveri'ahren die Prüfung der Verant­
wortlichkeit der Erziehungspflichtigen zwingend vor­
geschrieben ist (§ 7 JGG)>. Aus alledem ergibt sich, daß 
die Verhütung von Bränden, die durch Kinder und Ju­
gendliche verursacht werden, nicht nur unter dem Ge­
sichtspunkt der Erziehung der Minderjährigen zu 
pflichtbewußten Menschen geführt werden muß, son­
dern daß in gleichem Maße auch ihre Erzieher zu er­
höhtem Verantwortungsbewußtsein anzuhalten sind.
Zur Feststellung des Inhalts und Umfangs 
der „gehörigen Aufsicht“ nach § 139 b StGB
Aus dem Jugendgesetz ergibt sich für alle Bürger die 
Aufgabe .und für die Eltern, Lehrer und Erzieher die 
erhöhte Pflicht, die jungen Menschen zu verantwor­
tungsbewußtem Denken und Tun zu erziehen, das so­
zialistische Moral- und Rechtsbewußtsein der Kinder 
und Jugendlichen'zu entwickeln und sie vor jeder Ge­
fährdung ihrer körperlichen, geistigen, moralischen und 
politischen Entwicklung zu schützen. Verantwortungs­
bewußte Verhaltensweisen junger Menschen entwickeln 
sich in dem Maße, wie die Erziehungs- und Aufsichts­
pflichten gegenüber den heranwachsenden Kindern 
ernst genommen worden sind.
Die Beaufsichtigung Minderjähriger ist ein Teil des ge­
samten Erziehungsprozesses. Sie darf deshalb auch 
nicht nur in einer „Beobachtung“ schlechthin oder in 
erster Linie in Geboten und Verboten gesehen werden. 
Beaufsichtigung ist ein ständiges, positives Einwirken 
auf das Denken und Handeln des Minderjährigen, wo­
bei der verantwortungsbewußten Erfüllung der Er­
ziehungspflichtigen und dem eigenen Vorbild der Auf­
sichtspflichtigen große Bedeutung zukommt.
F r e n z e i  hat bereits im Jahre 1958 Fragen der straf­
baren Verletzung der Aufsichtspflicht nach § 139b StGB 
behandelt und den Rechtspflegeorganen wertvolle 
Hinweise für die Arbeit vermittelt2. Diese Ausfüh­
rungen sind auch heute noch Arbeitsgrundlage aller 
Mitarbeiter der Rechtspflegeorgane. Der Umfang der 
Aufsichtspflicht nach § 139b StGB ist nicht fest be­
grenzt, sondern von vielerlei Faktoren des Einzelfalls 
abhängig. Darauf hat das Oberste Gericht bereits in 
seinem Urteil vom 13. Januar 1956 — 3 Zst III 78/55 — 
(NJ 1956 S. 186) hingewiesen und folgenden Grundsatz 
ausgesprochen:

„Als gehörig muß die Aufsicht angesehen werden, die 
dem Aufsichtspflichtigen bei Berücksichtigung seiner 
Verhältnisse und aller Umstände in der konkreten 
Situation zugemutet werden kann und die auch der 
Eigenart des zu Beaufsichtigenden entspricht.“

Danach müssen bei der Abwägung der Grenzen der 
Aufsichtspflicht das Alter und der Entwicklungsgrad 
des zu Beaufsichtigenden, seine Charaktereigenschaften, 
Eigenarten und seine bisherige Haltung wie auch das 
Alter des Aufsichtspflichtigen, sein Bildungsstand, sein 
Gesundheitszustand, die familiären und häuslichen Ver­
hältnisse und andere Umstände, die sich aus der kon­
kreten Situation und den objektiv vorhandenen Mög­
lichkeiten der Beaufsichtigung ergeben, sorgfältig fest­
gestellt und gewürdigt werden. Die Notwendigkeit, alle 
Umstände des gegebenen Aufsichtsverhältnisses zu be­
rücksichtigen, läßt es m. E. nicht zu, eine allgemeingül­
tige Regel darüber aufzustellen, wann eine Aufsichts­
pflichtverletzung vorliegt. Frenzei ist zuzustimmen, 
wenn er im Hinblick auf die Prüfung der Tatbestands­
mäßigkeit des § 139b StGB ausführt:
1 Vgl. dazu insbesondere Frenzei, „Die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit Erwachsener für Verfehlungen von Jugendlichen 
und Kindern nach § 139b StGB und § 7 JGG“, Schriftenreihe der 
Deutschen Volkspolizei 1958, Heft 24, S. 38 ff., und 1959, Heft 3, 
S. 233 ff. (Im zweiten Teil des Beitrags beschäftigt sich der Ver­
fasser u. a. speziell mit dem Inhalt des § 7 JGG. Vgl. auch die 
dort angegebene Literatur.)
2 Vgl. Frenzei, a. a. O., S. 38 ff.

„Den Begriff der gehörigen Aufsicht hierbei zu über­
fordern, wäre ebenso verfehlt, wie umgekehrt, zu ge­
ringe Antorderungen an die Aufsichtspflicht zu stel­
len. “3

Um zu einer den objektiven Erfordernissen entspre­
chenden Entscheidung zu gelangen, ist es unbedingt er­
forderlich, daß sich das Untersuchungsorgan bei seinen 
Ermittlungen auf die gesellschaftlichen Kräfte in der 
Gemeinde, den Betrieben und der Schule stützt und 
eng mit den Organen der Jugendhilfe zusammenarbei­
tet. Dadurch wird es möglich sein, über den Einzelfall 
hinaus einen größeren erzieherischen Einfluß insbeson­
dere auf die Eltern zu erreichen und eine wirkungsvolle 
vorbeugende Arbeit zu entwickeln.

Anforderungen an die „gehörige Aufsicht“
Aus Schlußberichten, Anklageschriften und Einstel­
lungsverfügungen geht hervor, daß bei einigen Mitar­
beitern der Untersuchungsorgane und auch bei Staats­
anwälten noch Unklarheiten über die Anforderungen 
an die gehörige Aufsicht im Sinne des § 139b StGB be­
stehen. Das zeigt sich z. B. in folgenden Niederschrif­
ten:

„Der Aufsichtspflichtige hat seiner Aufsichtspflicht 
dadurch genügt, daß er Zündmittel stets weggeschlos­
sen und seinem Kind auch verboten hat, mit Zünd­
mitteln zu spielen.“
„Der Aufsichtspflichtige ist Vater von sieben Kindern; 
deshalb muß von ihm eine entsprechende höhere 
Sorgfalt bei der Beaufsichtigung seiner Kinder ver­
langt werden.“

Die Aufsichtspflicht ist nicht schon hinreichend erfüllt, 
wenn der Aufsichtspflichtige die Zündmittel weg­
schließt. Es kommt vielmehr darauf an, den Minderjäh­
rigen durch eine geduldige, seiner Mentalität angepaß­
ten Erziehungsarbeit so zu beeinflussen, daß er die Ge­
fährlichkeit von Zündmitteln erkennt und diese Hin­
weise in seinem Verhalten berücksichtigt. Die durchaus 
richtige Forderung, daß die Kinder ihrem Alter ent­
sprechend die Eltern im Haushalt unterstützen sollen — 
besonders dann, wenn beide Elternteile berufstätig sind 
—, bringt es auch mit sich, daß die Kinder mit Zünd­
mitteln, Feuer oder feuergefährlichen Gegenständen 

''umgehen müssen. Da ist auch innerhalb des Physik- und 
Chemieunterrichts in der Schule der Fall. Es wäre also 
falsch, an die Eltern generell die Forderung zu stellen, 
alle Zündmittel wegzuschließen. Eine derartige Maßnah­
me wäre auch deshalb kein ausreichendes Mittel, um 
Brände zu verhindern, weil die zu Beaufsichtigenden 
erfahrungsgemäß immer wieder Möglichkeiten suchen 
und finden, um in den Besitz von Streichhölzern zu ge­
langen Hinzu kommt, daß die Erziehungspflichtigen 
diese Forderung kaum ganz erfüllen können. Deshalb 
ist in der Regel — unter Berücksichtigung des Alters und 
des Entwicklungsgrades des Kindes — das Schwergewicht 
in der Erziehung zum richtigen und sorgfältigen Um­
gang mit Zündmitteln zu sehen. Diese Erziehungsauf­
gabe kann jedoch nicht allein den Eltern überlassen 
bleiben, sondern muß mehr als bisher im Mittelpunkt 
der Erziehungsarbeit in den Vorschuleinrichtungen, im 
Schulunterricht, in den Pioniernachmittagen usw. ste­
hen.
Diesem Erfordernis trägt die 1. DB zur VO über die 
Pflichten und Rechte der Lehrkräfte und Erzieher — 
Arbeitsordnung für pädagogische Kräfte der Volksbil­
dung-Fürsorge- und Aufsichtsordnung vom 5. Januar 
1966 (GBl. II S. 19) Rechnung. Nach § 2 der 1. DB sind 
die pädagogischen Kräfte der Volksbildung verpflichtet, 
die ihnen anvertrauten Kinder" und Jugendlichen zu 
befähigen, Gefahren zu erkennen, sowie durch gute 
Vorbereitung. Gestaltung und Kontrolle der gesamten 3

3 Frenzei, a. a. O., S. 43.
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